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und eine entsprechende Ergänzung in die Beurteilung 
aufgenommen werden. Die inhaltlichen Festlegungen er­
forderten eine weitergehende Klärung des Sachverhalts, 
insbesondere der Initiative des Klägers zur Teilnahme an 
den Qualifizierungsveranstaltungen, seiner Leistungen und 
Ergebnisse sowie ggf. der Auswirkungen auf seine Ar­
beitsleistungen.

Ähnlich verhält es sich mit der vom Kläger geleisteten 
sozialistischen Hilfe. Es kann durchaus für die Beurtei­
lung der Einstellung des Klägers zu seinen Arbeitspflich­
ten und seiner Verhaltensweisen wesentlich sein, wie er 
auf an ihn herangetragene Ersuchen um die vorüberge­
hende Übernahme anderer Aufgaben reagiert hat und 
wie ihm übertragene Aufgaben erfüllt wurden. Auf die 
Dauer der übertragenen Aufgaben kommt es dabei nicht 
an. Vielmehr ist entscheidend, ob sich im Zusammenhang 
mit solchen Aufträgen bestimmte Eigenschaften bestätigt 
haben, die auch sonst das Verhalten des Werktätigen prä­
gen, oder ob auffallende Abweichungen festzustellen sind. 
Jedenfalls ist es mit § 68 Abs. 1 AGB nicht vereinbar, von 
vornherein die Zulässigkeit darauf bezogener, im arbeits­
rechtlichen Verfahren gestellter Anträge zu verneinen.

Bei richtiger Sachbehandlung hätte deshalb das Be­
zirksgericht unter Korrektur der Auffassungen des Kreis­
gerichts dessen Entscheidung aufheben und ergänzende 
Sachverhaltsfeststellungen veranlassen müssen.

Aus den dargelegten Gründen war der Beschluß des 
Bezirksgerichts aufzuheben (§ 162 Abs. 1 ZPO). Der Streit­
fall war an das Kreisgericht zur erneuten Verhandlung 
zurü'ckzuverweisen, weil die bisherigen Feststellungen 
eine abschließende Entscheidung nicht zulassen.

Im Hinblick auf den Abschluß des Verfahrens ist zu 
beachten, daß die Ergänzungen, sofern sie sich als sach­
lich begründet erweisen, in die bereits vorliegende Beur­
teilung aufzunehmen sind. Sie dürfen zu dort getroffenen 
Aussagen nicht im Widerspruch stehen und müssen sich 
auch im Hinblick auf die zu wahrenden Proportionen 
nahtlos einfügen. Insoweit ist die Beurteilung in das Ver­
fahren einzubeziehen.

* Vgl. z. B. OG, Urteil vom 15. Mai 1979 - 2 OZK 12/79 - (NJ 1979, 
Heft 10, S. 466).

§ 5 LPG-Ges.
Erfüllt ein Genossenschaftsmitglied Pflichten aus einem 
Qualifizierungsvertrag nicht, dann kann die LPG die 
Rückerstattung der von ihr gezahlten Qualifizierungsko­
sten verlangen.
BG Schwerin, Urteil vom 15. April 1980 — Kass. ВАК 3/80.

Zwischen den Prozeßparteien bestand ein Mitgliedschafts­
verhältnis. Im Jahre 1974 qualifizierte sich der Verklagte 
im Einverständnis mit der Klägerin (einer LPG) im Fach­
schulfernstudium zum Elektroingenieur. Die Klägerin ging 
dabei davon aus, daß sie zukünftig als Genossenschaft der 
tierischen Produktion einen Elektroingenieur benötigen 
würde. Zu dieser Zeit war eine Planstelle für diese Funk­
tion nicht vorhanden und für die nächsten Jahre auch 
nicht vorgesehen.

Die Klägerin unterstützte den Verklagten während des 
Fernstudiums dadurch, daß sie Ausgleich für Freistellun­
gen von der Arbeit für das Studium zahlte und alle Un­
kosten übernahm. Dafür verpflichtete sich der Verklagte 
in einer am 28. November 1974 abgeschlossenen Verein­
barung, nach Abschluß der Qualifizierungsmaßnahme noch 
mindestens fünf Jahre bei der Klägerin zu arbeiten. Außer­
dem war festgelegt worden, daß der Verklagte die ange­
fallenen Studienkosten teilweise zurückzahlen sollte, wenn 
er diese Verpflichtung nicht erfüllt. Für jedes Jahr der 
Nichterfüllung seiner Verpflichtung sollte er 20 Prozent 
der Gesamtkosten zurückzahlen.

Kurz nach Beendigung der Qualifizierung im Sommer 
1978 stellte der Verklagte den Antrag auf Beendigung 
seiner Mitgliedschaft bei der Klägerin zum 31. Dezember 
1978, dem die Mitgliederversammlung der Klägerin ent­

sprach. Ab 1. Januar 1979 begann der Verklagte eine Tä­
tigkeit als Elektroingenieur in einem Energiekombinat.

Da der Verklagte die Qualifizierungskosten nicht zu­
rückgezahlt hat, erhob die Klägerin Klage auf Rückzah­
lung. Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.

Gegen diese Entscheidung hat der Direktor des Be­
zirksgerichts Kassationsantrag gestellt, der Erfolg' hatte.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat sein Urteil im wesentlichen damit 
begründet, daß der Verklagte einen Rechtsanspruch auf 
Qualifizierung gehabt habe. Da in LPG-rechtlichen Be­
stimmungen bei Gewährung von Vergütung für Freistel­
lung und der Übernahme sonstiger Qualifizierungskosten 
ein Rückforderungsrecht nicht vorgesehen sei, könne die 
Klägerin ein solches Recht auch nicht geltend machen.

Die Entscheidung des Kreisgerichts verletzt § 1 Abs. 2 
LPG-Gesetz, nach dem die LPGs ihre gesamte wirtschaft­
liche Tätigkeit in voller Selbständigkeit auf der Grund­
lage der innergenossenschaftlichen Demokratie in Über­
einstimmung mit ihrem beschlossenen Statut durchführen. 
Dabei ergeben sich die Grundsätze der Organisation und 
der Arbeitsweise einer LPG und die Rechte und Pflichten 
ihrer Mitglieder aus dem LPG-Gesetz, dem Musterstatut 
und der Inneren Betriebsordnung der Genossenschaft so­
wie aus anderen Beschlüssen der Mitgliederversammlung 
(§ 1 Abs. 3 LPG-Gesetz).

Allein aus der Tatsache, daß in gesetzlichen Bestim­
mungen ein Rückforderungsrecht für Kosten von Qualifi­
zierungsmaßnahmen nicht geregelt ist, darf nicht ge- 
schlußfolgert werden, daß es ein solches Recht nicht gibt. 
Das Kreisgericht übersieht, daß die gesetzlichen Bestim­
mungen nur die wesentlichen Seiten der genossenschaft­
lichen Verhältnisse gestalten und eine Orientierung da­
für geben, wie die innergenossenschaftlichen Verhältnisse 
unter Berücksichtigung der konkreten Bedingungen in je­
der LPG auszugestalten sind.

Im vorliegenden Fall ist nicht das Rückforderungs­
recht, welches das Kreisgericht für die Klägerin verneint 
hat, das Bestimmende, sondern die Einordnung des Qua­
lifizierungsvorhabens des Verklagten und dessen Unter­
stützung durch die Klägerin in das Rechtsverhältnis zwi­
schen den Prozeßparteien, das ein MitgliedschaftsverhäU- 
nis in einer LPG war. Deshalb sind die Einlassungen des 
Verklagten zum allgemeinen Recht auf Qualifizierung für 
jeden Werktätigen, zu Zulassungs- und Immatrikulations­
vorschriften für ein Fernstudium und zu Freistellungs­
ansprüchen bei Qualifizierungsmaßnahmen für die recht­
lich richtige Zuordnung des Streitgegenstandes ohne 
Bedeutung.

Jeder Werktätige ist in Ausübung seines Grundrechts 
auf Bildung gemäß Art. 25 der Verfassung berechtigt und 
verpflichtet, seine politischen und fachlichen Kenntnisse 
entsprechend den gesellschaftlichen Anforderungen, den 
Aufgaben der sozialistischen Intensivierung und — bezo­
gen auf die Mitglieder der Klägerin — der industriemäßi­
gen Produktion ständig zu erweitern und sie im Produk­
tionsprozeß sowie in der Leitung und Planung anzu­
wenden.

Deshalb verpflichtet § 5 LPG-Gesetz jede LPG, alle 
erforderlichen Maßnahmen zur Verwirklichung dieses 
Rechts und dieser Pflicht der Mitglieder zu treffen. Dar­
aus ergibt sich jedoch nicht zwingend, daß die LPG stets 
auch die Kosten der Qualifizierung zu tragen hat. Dessen 
waren sich die Prozeßparteien auch von Anfang an be­
wußt, und sie schlossen deshalb die Vereinbarung ab, die 
hinsichtlich ihrer inhaltlichen Ausgestaltung eindeutig 
LPG-rechtlichen und nicht den arbeitsrechtlichen Charak­
ter eines Studienförderungsvertrags trägt.

Die Mittel, die der Verklagte für Freistellungstage und 
zur weiteren Unterstützung seines Studiums entgegenge­
nommen hat, ohne daß ein Rechtsanspruch darauf be­
stand, waren genossenschaftliches Eigentum. Hierüber 
konnten allein die Mitglieder der LPG bzw. ihre Vertre­
ter verfügen, und sie konnten deshalb auch an die Hin-


